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Entscheidungsdatum

29.12.2025
Norm

BBG 840

BBG 841

BBG 845

B-VG Art133 Abs4

. BBG 840 heute

BBG 8§ 40 gultig ab 01.01.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002

BBG 8§ 40 guiltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 40 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 40 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

—_
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BBG § 41 heute

BBG 8§ 41 giltig ab 12.08.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014

BBG § 41 gultig von 01.09.2010 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 81/2010
BBG § 41 gultig von 01.01.2005 bis 31.08.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
BBG 8§ 41 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2004zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 41 gultig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 41 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG § 41 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
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BBG § 45 heute

BBG § 45 giiltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 45 giltig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 45 giltig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 giltig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG § 45 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 giltig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG § 45 gultig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
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12. BBG § 45 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gliltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Vorsitzende, sowie den Richter Ing. Mag.
Franz SANDRIESSER und die fachkundige Laienrichterin Maria HIERZER als Beisitzer, Uber die Beschwerde von XXXX,
geb. XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamtes flir Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Steiermark vom
03.12.2024, OB: XXXX , in der Fassung der Beschwerdevorentscheidung vom 30.01.2025, betreffend Abweisung des
Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch
Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Vorsitzende, sowie den Richter Ing. Mag. Franz SANDRIESSER und die fachkundige
Laienrichterin Maria HIERZER als Beisitzer, Uber die Beschwerde von rémisch 40, geb. rémisch 40, gegen den Bescheid
des Bundesamtes flr Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Steiermark vom 03.12.2024, OB: romisch 40, in
der Fassung der Beschwerdevorentscheidung vom 30.01.2025, betreffend Abweisung des Antrages auf Ausstellung
eines Behindertenpasses, zu Recht erkannt:

A)

l. Der Beschwerde wird stattgegeben und der angefochtene Bescheid behobenrdémisch eins. Der Beschwerde wird
stattgegeben und der angefochtene Bescheid behoben.

Il.  Der Grad der Behinderung betragt ab dem 03.09.2025 50 (funfzig) v.H. (von Hundert), die Voraussetzungen fur die
Ausstellung eines Behindertenpasses liegen vor. romisch zwei. Der Grad der Behinderung betragt ab dem 03.09.2025
50 (funfzig) v.H. (von Hundert), die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines Behindertenpasses liegen vor.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Die Beschwerdeflhrerin (im Folgenden: BF) brachte einlangend mit 27.08.2024 im Wege der Zentralen Poststelle des
Bundesamtes flr Soziales und Behindertenwesen beim Bundesamt flir Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle
Steiermark (im Folgenden: belangte Behorde), einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses ein. Dem Antrag

waren medizinische Beweismittel (Befunde) angeschlossen.

2. Im Rahmen des seitens der belangten Behérde durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens wurde zur Uberpriifung der

im Antrag gemachten Angaben ein medizinisches Sachverstandigengutachten beigeschafft.
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3. Mit Bescheid der belangten Behérde vom 03.12.2024 wurde ein Grad der Behinderung von 20 (zwanzig) von
Hundert festgestellt und der Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses abgewiesen. Gestutzt wurde die
Entscheidung im Wesentlichen auf das eingeholte Sachverstandigengutachten.

4. Gegen diesen Bescheid erhob die BF fristgerecht Beschwerde.

5. Die belangte Behdrde holte daraufhin ein weiteres Sachverstandigengutachten eines Arztes fur Allgemeinmedizin

ein.

6. Mit Beschwerdevorentscheidung der belangten Behdrde vom 30.01.2025 wurde ein Grad der Behinderung von 40
(vierzig) von Hundert festgestellt und die Beschwerde abgewiesen. Gestutzt wurde die Entscheidung im Wesentlichen
auf das eingeholte Sachverstandigengutachten.

7. Die BF stellte fristgerecht einen Vorlageantrag.

8. Der Beschwerdeakt wurde seitens der belangten Behorde vorgelegt und langte mit 20.02.2025 beim erkennenden
Gericht ein.

9. Seitens des erkennenden Gerichtes wurde zundchst eine Amtssachverstandige aus dem Bereich der
Allgemeinmedizin mit der Begutachtung und Erstattung eines Gutachtens beauftragt. Nachdem die BF jedoch in einer
Stellungnahme mitgeteilt hatte, dass sie eine Begutachtung nicht fur erforderlich hielte und lediglich eine Wertung der
radiologischen Befunde durch einen Facharzt fir Orthopadie beantragte, wurde der Amtssachverstandige Dr. XXXX,
Facharzt fur Orthopadie, mit der Erstattung eines Gutachtens aufgrund der Aktenlage beauftragt. 9. Seitens des
erkennenden Gerichtes wurde zunachst eine Amtssachverstandige aus dem Bereich der Allgemeinmedizin mit der
Begutachtung und Erstattung eines Gutachtens beauftragt. Nachdem die BF jedoch in einer Stellungnahme mitgeteilt
hatte, dass sie eine Begutachtung nicht fur erforderlich hielte und lediglich eine Wertung der radiologischen Befunde
durch einen Facharzt fur Orthopadie beantragte, wurde der Amtssachverstandige Dr. rémisch 40, Facharzt fur

Orthopadie, mit der Erstattung eines Gutachtens aufgrund der Aktenlage beauftragt.

10. Das Ergebnis der Beweisaufnahme (Sachverstandigengutachten vom 03.09.2025) wurde den Verfahrensparteien im
Rahmen des Parteiengehors gemal § 45 Abs. 3 AVG in Verbindung mit8 17 VwGVG seitens des erkennenden Gerichtes
mit Schreiben vom 17.07.2025 zur Kenntnis gebracht und die Méglichkeit eingerdumt, sich dazu binnen zwei Wochen
ab Zustellung zu &uBern. Eine Stellungnahme langte nicht ein.10. Das Ergebnis der Beweisaufnahme
(Sachverstandigengutachten vom 03.09.2025) wurde den Verfahrensparteien im Rahmen des Parteiengehdrs gemal
Paragraph 45, Absatz 3, AVG in Verbindung mit Paragraph 17, VWGVG seitens des erkennenden Gerichtes mit
Schreiben vom 17.07.2025 zur Kenntnis gebracht und die Mdéglichkeit eingerdaumt, sich dazu binnen zwei Wochen ab
Zustellung zu duBBern. Eine Stellungnahme langte nicht ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):
Die BF ist Osterreichische Staatsburgerin und hat ihren Wohnsitz im Inland.

Der Grad der Behinderung betragt 50 (funfzig) von Hundert und ist ab dem Tag der Erstellung des
Sachverstandigengutachtens des Facharztes fur Orthopadie (03.09.2025) anzunehmen.

2. Beweiswurdigung:

Der oben unter Punkt I. angeflhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt den vorgelegten Verwaltungsakten und des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.
Die Feststellung zum Wohnsitz grindet sich auf einen aktuellen Auszug aus dem Zentralen Melderegister. Der oben
unter Punkt rémisch eins. angefihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt den vorgelegten Verwaltungsakten und des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.
Die Feststellung zum Wohnsitz grindet sich auf einen aktuellen Auszug aus dem Zentralen Melderegister.

Das im Ermittlungsverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeholte Sachverstandigengutachten aufgrund der
Aktenlage vom 03.09.2025 ist schlUssig, nachvollziehbar und weist keine Widerspruche auf. Es wurde auf die Art der
Leiden und deren Ausmald ausfuhrlich eingegangen. Die vorliegenden Krankheitsbilder wurden gemal3 der derzeit
glltigen Einschatzungsverordnung eingeschatzt.
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Das Sachverstandigengutachten vom 03.09.2025 wurde den Verfahrensparteien im Rahmen der Verstandigung vom
Ergebnis der Beweisaufnahme mit der Moglichkeit der Erstattung einer Stellungnahme zur Kenntnis gebracht. Eine
Stellungnahme erfolgte nicht.

Das Sachverstandigengutachten vom 03.09.2025 wird der Entscheidung des erkennenden Gerichtes daher in freier
Beweiswirdigung zu Grunde gelegt. Es wurde ein Grad der Behinderung von 50 von Hundert objektiviert, wobei dieses
ab Erstellung des Sachverstandigengutachtens ab 03.09.2025 anzunehmen ist.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

Gemal’ § 6 BVWGG (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemal3 Paragraph 6,
BVWGG (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

GemaR§ 45 Abs. 3 BBG (Bundesbehindertengesetzes) hat in Verfahren hinsichtlich der Ausstellung eines
Behindertenpasses, der Vornahme von Zusatzeintragungen oder der Einschatzung des Grades der Behinderung die
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.Gemald Paragraph 45, Absatz 3, BBG
(Bundesbehindertengesetzes) hat in Verfahren hinsichtlich der Ausstellung eines Behindertenpasses, der Vornahme
von Zusatzeintragungen oder der Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des

Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.
Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemdal38 45 Abs. 3 BBG hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger Laienrichter
mitzuwirken. Die im 8 10 Abs. 1 Z 6 BBG genannte Vereinigung entsendet die Vertreterin oder den Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des Nominierungsrechtes auf
gleichartige Vereinigungen ist 8 10 Abs. 2 BBG anzuwenden. Fir die Vertreterin oder den Vertreter ist jeweils auch die
erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden. Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemal} Paragraph
45, Absatz 3, BBG hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als
fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger Laienrichter mitzuwirken. Die im Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 6, BBG
genannte Vereinigung entsendet die Vertreterin oder den Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit
Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist Paragraph 10,
Absatz 2, BBG anzuwenden. Fur die Vertreterin oder den Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von
Ersatzmitgliedern zu entsenden.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (8 1 VwWGVG).Das
Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwWGVG) geregelt (Paragraph eins, VWGVG).

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG (Bundes-Verfassungsgesetz) die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie
des IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR
anzuwenden, die die Behdrde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.GemaR3 Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz
nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemafRl Artikel 130, Absatz eins, B-VG (Bundes-
Verfassungsgesetz) die  Bestimmungen des Allgemeinen  Verwaltungsverfahrensgesetzes (Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991) mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles und im
Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR anzuwenden, die die
Behorde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder
anzuwenden gehabt hatte.

Gemal § 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
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gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4 leg. cit.) oder auf Grund der
Erklarung tGber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3 leg. cit.) zu Uberpruifen.Gemal Paragraph 27, VwWGVG hat das
Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben ist, den angefochtenen
Bescheid auf Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4 leg. cit.) oder auf Grund der Erklarung
Uber den Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3, leg. cit.) zu Uberprufen.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Gemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG
hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die
Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maRgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der malgebliche
Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im
Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts
wegen eine offentliche mindliche Verhandlung durchzufihren. Das Verwaltungsgericht kann, soweit durch Bundes-
oder Landesgesetz nichts anderes bestimmt, ungeachtet eines Parteienantrags, von einer Verhandlung absehen, wenn
die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst
und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 EMRK (Europadische Menschenrechtskonvention) noch Art. 47
GRC (Charta der Grundrechte der Europdischen Union) entgegenstehen. Der Rechtsprechung des Europaischen
Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) kann entnommen werden, dass er das Sozialrecht auf Grund seiner
technischen Natur und der oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu geneigt ansieht,
nicht in allen Fallen eine mindliche Verhandlung durchzufthren (vgl. Eriksson v. Sweden, EGMR 12.04.2012; Schuler-
Zgraggen v. Switzerland, EGMR 24.06.1993). Der im gegenstandlichen Fall entscheidungsrelevante Sachverhalt wurde
groRtenteils auf gutachterlicher Basis ermittelt und ist durch seine ,technische” Natur, namlich durch medizinisches
Fachwissen, gekennzeichnet. Da der Sachverhalt auch aus der Aktenlage in Verbindung mit den Beschwerdegriinden
und dem Begehren der BF geklart erscheint, konnte eine mindliche Verhandlung gemaR § 24 VwGVG entfallen, zu Mal
auch keine Verfahrenspartei eine Verhandlung beantragt hat.Gemald Paragraph 24, Absatz eins, VwGVG hat das
Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mindliche
Verhandlung durchzufihren. Das Verwaltungsgericht kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nichts anderes
bestimmt, ungeachtet eines Parteienantrags, von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass
die mindliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst und einem Entfall der
Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, EMRK (Europaische Menschenrechtskonvention) noch Artikel 47, GRC
(Charta der Grundrechte der Europaischen Union) entgegenstehen. Der Rechtsprechung des Europaischen
Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) kann entnommen werden, dass er das Sozialrecht auf Grund seiner
technischen Natur und der oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu geneigt ansieht,
nicht in allen Fallen eine mindliche Verhandlung durchzufihren vergleiche Eriksson v. Sweden, EGMR 12.04.2012;
Schuler-Zgraggen v. Switzerland, EGMR 24.06.1993). Der im gegenstandlichen Fall entscheidungsrelevante Sachverhalt
wurde grofitenteils auf gutachterlicher Basis ermittelt und ist durch seine ,technische” Natur, namlich durch
medizinisches Fachwissen, gekennzeichnet. Da der Sachverhalt auch aus der Aktenlage in Verbindung mit den
Beschwerdegriinden und dem Begehren der BF geklart erscheint, konnte eine mindliche Verhandlung gemal
Paragraph 24, VwWGVG entfallen, zu Mal auch keine Verfahrenspartei eine Verhandlung beantragt hat.

3.2. Zu Spruchteil A):

In der gegenstandlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des Bundesbehindertengesetzes in der geltenden
Fassung anzuwenden.

Nach § 1 Abs. 2 BBG ist unter einer Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorUubergehenden korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder eine Beeintrachtigung der
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Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur
vorubergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.Nach Paragraph eins, Absatz 2, BBG ist
unter einer Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur vorubergehenden
korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder eine Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen
zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend
gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum, eine allfallige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit gemaR
§ 42 Abs. 1 BBG zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis
von Rechten und Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom
Bundesamt flir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den
Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum, eine allféllige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der
Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit gemaR Paragraph 42, Absatz eins, BBG zu enthalten und ist mit
einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und Verglinstigungen dienen,
sind auf Antrag des behinderten Menschen zuldssig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen vorzunehmen.

Gemald § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fUr Soziales und Behindertenwesen einzubringen.GemaR Paragraph 45, Absatz eins, BBG sind Antrage auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschatzung des Grades der
Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen
einzubringen.

Ein Bescheid ist gemalR§ 45 Abs. 2 BBG nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemalR§ 45 Abs. 1 BBG nicht
stattgegeben, das Verfahren eingestellt (8 41 Abs. 3 BBG) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten
Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu (§ 45 Abs. 2 BBG).Ein Bescheid ist gemaR Paragraph 45, Absatz 2, BBG
nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemaR Paragraph 45, Absatz eins, BBG nicht stattgegeben, das Verfahren
eingestellt (Paragraph 41, Absatz 3, BBG) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu (Paragraph 45, Absatz 2, BBG).

GemaR § 40 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad
der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50 % auf Antrag vom Bundesamt fir
Soziales und Behindertenwesen ein Behindertenpass auszustellen, wennGemaR Paragraph 40, BBG ist behinderten
Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer
Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50 % auf Antrag vom Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen
ein Behindertenpass auszustellen, wenn

1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist,

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfahigkeit Geldleistungen beziehen,

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine
gleichartige Leistung erhalten,

4.  fur sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhdhte Familienbeihilfe beziehen oder
5.  sie dem Personenkreis der beglinstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes, angehoren.

§ 35 Einkommensteuergesetz 1988 (Bundesgesetz Uber die Besteuerung des Einkommens naturlicher Personen - EStG
1988) regelt, dass die Hohe des Freibetrages sich nach dem AusmaR der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der
Behinderung) bestimmt. Die Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in Fallen,Paragraph
35, Einkommensteuergesetz 1988 (Bundesgesetz Uber die Besteuerung des Einkommens nattirlicher Personen - EStG
1988) regelt, dass die Hohe des Freibetrages sich nach dem AusmaR der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der
Behinderung) bestimmt. Die Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in Fallen,
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1. indenen Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden, nach der hieflir mal3gebenden Einschatzung,

2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fur die Einschatzung bestehen, nach 8 7 und 8 9 Abs. 1 des
Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der Einschatzungsverordnung fiir die von ihr umfassten Bereiche.2. in
denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften fur die Einschatzung bestehen, nach Paragraph 7 und Paragraph 9,
Absatz eins, des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der Einschatzungsverordnung fiur die von ihr
umfassten Bereiche.

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmald der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) sind
durch eine amtliche Bescheinigung der fur diese Feststellung zustandigen Stelle nachzuweisen. Die fur die Ausstellung
einer solchen zustandigen Stelle ist:

- Der Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (8 11 Abs. 2 des Opferfursorgegesetzes) Der
Landeshauptmann bei Empfangern einer Opferrente (Paragraph 11, Absatz 2, des Opferflirsorgegesetzes)

- Die Sozialversicherungstrager bei Berufskrankheiten oder Berufsunfallen von Arbeitnehmern.

- In allen Gbrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen verschiedener Art das Bundesamt fiir Soziales
und Behindertenwesen. Dieses hat den Grad der Behinderung durch Ausstellung eines Behindertenpasses nach §§ 40
ff BBG, im negativen Fall durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen ergehenden Bescheid zu bescheinigen.- In
allen Ubrigen Fallen sowie bei Zusammentreffen von Behinderungen verschiedener Art das Bundesamt fur Soziales
und Behindertenwesen. Dieses hat den Grad der Behinderung durch Ausstellung eines Behindertenpasses nach
Paragraphen 40, ff BBG, im negativen Fall durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen ergehenden Bescheid zu

bescheinigen.

Als Nachweis fur das Vorliegen der im8 40 BBG genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskraftige Bescheid
eines Rehabilitationstragers (8 3 BBG), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und
Sozialgerichtsgesetz, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung Uber die
Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemal 8 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichgesetzes 1967. Nach § 41 Abs.
1 BBG hat das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen, wennAls Nachweis fur das
Vorliegen der im Paragraph 40, BBG genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskraftige Bescheid eines
Rehabilitationstragers (Paragraph 3, BBG), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und
Sozialgerichtsgesetz, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung Uber die
Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemal3 Paragraph 8, Absatz 5, des Familienlastenausgleichgesetzes 1967.
Nach Paragraph 41, Absatz eins, BBG hat das Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen den Grad der
Behinderung nach der Einschatzungsverordnung unter Mitwirkung von &rztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefur
mal3gebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung
vorgenommen wurde oder

3.  ein Fall des § 40 Abs. 2 BBGvorliegt.3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, BBG vorliegt.

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwGH an ihr
gelegen, diesem auf gleichem fachlichen Niveau entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VwGH 20.10.1978, 1353/78).

Eine Partei kann ein Sachverstandigengutachten nur dann erfolgreich bekampfen, wenn sie unter praziser Darstellung
der gegen die Gutachten gerichteten sachlichen Einwande ausdrucklich erklart, dass sie die Einholung eines weiteren
Gutachtens bestimmter Fachrichtung zur vollstandigen Ermittlung des Sachverhaltes fur erforderlich halte und daher
einen Antrag auf Beiziehung eines weiteren Sachverstandigen stellt (VwGH vom 23.11.1978, GZ 0705/77).

Fallgegenstandlich war wie folgt zu entscheiden:
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Dem Sachverstandigengutachten vom 03.09.2025 folgend, wurde nunmehr auf Grund der diagnostizierten
Gesundheitsschadigungen ein Gesamtgrad der Behinderung von 50 v. H. objektiviert.

Dem Sachverstandigengutachten vom 03.09.2025 sind die Verfahrensparteien nicht entgegengetreten.
Es war somit spruchgeman zu entscheiden.
3.3. Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

Gemal’ 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.Gemal3 Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor. Die Zulassung der Revision war gemal3
Art 133 Abs. 4 B-VG zudem zu verneinen, weil die gegenstandliche Entscheidung in Wesentlichen nicht von der Lésung
einer Rechtsfrage abhdngt, sondern von Tatsachenfragen. Maligebend ist das festgestellte Ausmall der
Funktionsbeeintrachtigungen.Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig weil die Entscheidung
nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die
gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an
einer Rechtsprechung. Weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lI6senden
Rechtsfrage vor. Die Zulassung der Revision war gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zudem zu verneinen, weil die
gegenstandliche Entscheidung in Wesentlichen nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage abhangt, sondern von
Tatsachenfragen. MaRRgebend ist das festgestellte Ausmal3 der Funktionsbeeintrachtigungen.
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